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ZEITGESPRÄCH

Wie sollte die künftige deutsche 
Landwirtschaft aussehen?
Die deutsclie Landwirtschaft und die EG-Agrarpolitik stecken zur Zeit in einer tiefen Krise. Grundlegende 
Reformen scheinen unvermeidbar. Wie sollte die künftige deutsche Landwirtschaft aussehen? Die Agrar­
wissenschaftler Hermann Priebe, Ulrich Koester und Hartwig de Haen nehmen Stellung.

Hermann Priebe

Ein völliges Umdenken ist erforderlich

Die Tatbestände sind klar: Dra­
matisch wachsende Agrar­

überschüsse führen zu einer skan­
dalösen Vergeudung volkswirt­
schaftlicher Ressourcen, die euro­
päische Agrarpolitik ist zum Muster­
beispiel einer Protektionspolitik ge­
worden, die ihre Ziele verfehlt hat. 
Die Subventionen sind höher als die 
Gesamteinkommen aller Landwirte, 
aber sie fließen denen am wenig­
sten zu, für die sie angeblich be­
stimmt sind. So ist die Unruhe unter 
den Bauern größer als jemals zuvor.

Über der Diskussion um Über­
schüsse und Einkommen der Land­
wirte ist der Blick auf die Gestaltung 
einer Landwirtschaft weitgehend 
verlorengegangen, wie sie den gro­
ßen gesellschaftspolitischen Zu­
kunftsaufgaben entspricht. Dafür 
muß zunächst die alte agrarpoliti­
sche Frage neu gestellt werden, ob 
und wodurch eine ordnungspoliti­
sche Sonderstellung der Landwirt­
schaft noch zu rechtfertigen wäre.

Die These von den „naturbeding­
ten und wirtschaftlichen Nachteilen 
der Landwirtschaft“ , wie sie noch 
ins Landwirtschaftsgesetz von 1955 
Eingang fand, hatte sich im 19. Jahr­
hundert gebildet, als inmitten des
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großen industriellen Aufschwunges 
die traditionelle Agrartechnik na­
hezu unverändert blieb und die 
Nahrungsmittelproduktion dem 
wachsenden Bedarf der Bevölke­
rung nicht folgen konnte. In der Ge­
fährdung ihrer Versorgung fand die 
Agrarprotektion ihre Begründung.

Durch die moderne Agrartechnik 
wurde dann der traditionelle Nah­
rungsmangel überwunden, doch in 
der Gefährdung von Umwelt und 
Naturhaushalt eine neue Problema­
tik geschaffen. Die neuen techni­
schen und chemischen Produk­
tionsmittel haben die Gesetzmäßig­
keiten der Natur nicht verändert, 
aber sie erweiterten den Spielraum 
in der Gestaltung der Produktions­
formen, in der Spezialisierung der 
Betriebe und Konzentration der 
Tierbestände und vergrößerten die 
Gefährdungen von Natur und Um­
welt erheblich.

Den Bauern war die Bedeutung 
einer „nachhaltigen“ Wirtschafts­
weise stets bewußt, wie es noch im 
Landwirtschaftsgesetz heißt, einer 
Wirtschaftsweise in natürlichen 
Kreisläufen, die Wissenschaft 
sprach vom „organischen Betriebs­
kreislauf“ . Ganz zu Unrecht hat

man die Bauern damit als unökono­
misch gescholten und so zur heuti­
gen Konfliktsituation unserer Land­
wirtschaft beigetragen. Sie hat die 
Grenzen ihres Wachstums über­
schritten und muß nun neue Hemm­
nisse für ihre wirtschaftliche Ent­
wicklung in der Gefährdung des Na­
turhaushalts durch die modernen 
Produktionsmethoden erkennen, 
die man ihr von allen Seiten aufge­
nötigt hat.

Leider werden die Probleme vom 
Bauernverband zu wenig gesehen 
oder gar geleugnet, von der Agrar­
wissenschaft teilweise nicht ernst 
genug genommen. Damit wird aber 
gerade verkannt, welche Chancen 
für die Legitimation einer neuen 
Agrarpolitik sich aus den ökologi­
schen Aufgaben der Landwirtschaft 
ergeben. Hier liegt eine echte Tra­
gik für unsere bäuerliche Landwirt­
schaft.

Die Lösung kann nicht in Einzel­
maßnahmen zur Schonung von 
Randstreifen oder der Schaffung 
besonderer Naturschutz- oder 
Wasserschutzgebiete gefunden 
werden. Vielmehr geht es darum, 
die Struktur und Wirtschaftsweise 
der gesamten Landwirtschaft auf eine
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optimale Kombination wirtschaftli­
cher und ökologischer Aufgaben 
auszurichten.

Unaufrichtige Agrarpolitik

In diesem Sinn stimmt man den 
offiziell verkündeten Zielen der 
Agrarpolitik, wie sie in jedem Agrar­
bericht -  auch dem von 1987 -  ste­
hen, gern zu. „Der bäuerliche Fami­
lienbetrieb mit enger Bindung der 
Tierhaltung an den Boden“ wird als 
ein Leitbild bezeichnet und das Ziel 
der Erhaltung der Naturgüter und 
der Pflege einer vielfältigen Land­
schaft deutlich angesprochen. Es 
grenzt aber an Zynismus, wenn 
man die praktischen Maßnahmen 
der Agrarpolitik vor dem Hinter­
grund dieser Aussagen betrachtet.

Die Subventionierung der 
Betriebe in Milliardenhöhe über 
einen Mehrwertsteuerabzug be­
nachteiligt die Familienbetriebe 
mit bodengebundener Viehhaltung, 
bringt aber den größeren Vered­
lungsbetrieben, die viel Futter zu­
kaufen und den Naturhaushalt bela­
sten, erhebliche Zusatzgewinne 
und stärkt sie für den weiteren 
Verdrängungswettbewerb. Die Zu­
teilung der Milchkontingente an 
die Betriebe wurde nicht an den na­
türlichen Produktionsbedingungen 
orientiert: zudem wurden kleine Fut­
terbaubetriebe zur Aufgabe ihrer 
Milchproduktion verlockt, um größe­
ren als „Härtefällen“ zusätzliche 
Kontingente zuschieben zu können. 
Schon sind 25% der gesamten 
Milchproduktion bei 3% der Erzeu­
gerkonzentriert.

Höchst bedenklich sind nun Vor­
schläge zur subventionierten Still­
legung ganzer Betriebe. Diese wird 
sich auf die weniger günstigen 
Standorte konzentrieren und dort 
bei nur geringen Marktentlastungs­
effekten negative Auswirkungen auf 
Umwelt und Landschaft haben, 
während die weitere Intensivierung
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an den günstigen Standorten keine 
Grenzen findet.

Die weiteren Bemühungen um ei­
nen Übergang auf neue Produkte 
sind gewiß positiv zu bewerfen. Sie 
bieten aber nur begrenzte Möglich­
keiten und sollten weder Illusionen 
wecken noch zur Öffnung neuer 
Subventionstöpfe für Rohstoffplan­
tagen mißbraucht werden, die wei­
tere ökologische Belastungen be­
fürchten lassen.

Mit dem starren Festhalten an der 
Preispolitik geben die deutschen 
Agrarpolitiker vor, für die Erhaltung 
der kleinen und mittleren Betriebe 
zu kämpfen. Praktisch geht es da­
bei aber um die Einkommenssiche­
rung der Spitzenverdiener, während 
die am meisten gefährdeten Be­
triebe mit überwiegend eigenem 
Futterbau -  es sind 61 % aller Be­
triebe -  dadurch nur marginale Vor­
teile erreichen.

Und wie man bei hohem oder stei­
gendem Preisniveau eine Marktent-
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lastung erreichen will, mag ein Ge­
heimnis bleiben. Die Gefahr ist, daß 
die Agrarpolitik dadurch zur Vermin­
derung der Überschüsse zu Maß­
nahmen greifen muß, die gerade 
das zerstören, für das man zu kämp­
fen vorgibt: die Reste unseres noch 
naturgerecht wirtschaftenden Bau­
erntums.

Hinter dieser mehr und mehr un­
aufrichtigen Politik steht wie eh und 
je eine kleine Pressure-group grö­
ßerer Landwirte im Bauernverband, 
der es gelingt, Geschäfte für sich 
mit der Not der kleineren Bauern zu 
machen und diese sogar gegen ihre 
eigenen Interessen zur Unterstüt­
zung dieser Politik zu gewinnen. 
Während lauthals von der Sorge um 
die bäuerliche Landwirtschaft ge­
sprochen wird, hofft man auf den 
weiteren Ausverkauf kleiner Be­
triebe, die den größeren ihre Markt­
anteile und vielleicht auch Flächen 
überlassen.

Agrarwissenscliaft 
auf dem Irrweg

Demgegenüber geht die von Wirt­
schaftswissenschaftlern und Agrar­
ökonomen geforderte „Rückkehr zu 
marktwirtschaftlichen Prinzipien“ 
von der richtigen Einsicht aus, daß 
die deutsche Agrarpolitik zuneh­
mende politische Belastungen für 
die Europapolitik verursacht, ohne 
unsere eigenen Agrarprobleme nur 
im geringsten lösen zu können. 
Doch werden die Umweltprobleme 
dabei gerade von vielen Agraröko­
nomen zu wenig gesehen.

In einer Diskussion über eine na­
turgerechte Landbewirtschaftung 
haben Martin Scheele und Günther 
Schmitt' in dieser Zeitschrift vor ei­
ner „nebulösen Agrarromantik“ ge­
warnt. Nimmt man aber ihre weitere 
Forderung ernst, den Umweltpro-

' Vgl. Martin S c h e e l e ,  Günther 
S c h m i t t :  Der diskrete Charme der Unter­
gangsphilosophie, in: WIRTSCHAFTS-
DIENST, 67. Jg. (1987), H. 4, 8 . 206.
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blemen „ursachennah mit effizien­
ten Instrumenten“ zu begegnen, 
wird doch die Konsequenz deutlich, 
daß es weniger darum geht, von der 
Landwirtschaft verursachte Schä­
den zu beseitigen, daß die Aufgabe 
vielmehr eine naturgerechte Wirt­
schaftsweise ist, in der keine Um­
weltschäden entstehen. Wir haben 
sie stets als bäuerlich bezeichnet. 
Effiziente Instrumente für ihre Erhal­
tung und Förderung können nur in 
einer Agrarpolitik liegen, in der wirt­
schaftlichen und ökologischen Auf­
gaben gleichwertige Bedeutung ge­
geben wird.

Aus dieser Sicht ist auch der of­
fene Brief, den neun namhafte 
Agrarökonomen im März 1987 an 
den Bundeskanzler gerichtet ha­
ben, ein Dokument der Hilflosigkeit. 
Im Wandel der Agrarstruktur, wie 
man die Verminderung von Betrie­
ben und Abwanderung von Men­
schen vornehm umschreibt, wird 
die Lösung gesehen. Als Instrument 
dafür wird mehr Marktwirtschaft ge­
fordert. Und dadurch sollen die 
„Menschen auf dem Lande neue 
Zukunftsaussichten“ finden.

Wer sind aber diese Menschen 
auf dem Lande? Praktisch doch nur 
die wenigen noch verbleibenden 
größeren Landwirte, während die 
Strukturveränderung die Lebens­
umwelt und damit die Zukunftsaus­
sichten für die Masse der ländlichen 
Bevölkerung verschlechtert.

Aber schlimmer noch. Die gefor­
derten Wachstumsbetriebe, die sich 
dann bei rein marktwirtschaftlicher 
Auslese rücksichtslos gegen die 
Natur und die eigenen Berufskolle­
gen durchsetzen, kennen wir. Sie 
werden heute gern als wettbe­
werbsfähig bezeichnet, in Wirklich­
keit sind sie aber die eigentlichen 
Problembetriebe. Vom Wirtschaften 
in natürlichen Kreisläufen sind sie 
weit entfernt, und bei einseitigem 
Anbau oder konzentrierter Tierhal­
tung ist eine hohe Intensität im Ein­

satz von Düngemitteln, Pestiziden 
und Medikamenten im Stall erfor­
derlich. Die überdurchschnittlichen 
Produktionserträge erfordern hohe 
Aufwendungen, so daß die Betriebe 
bei geringsten Gewinnraten emp­
findlich auf kleine Veränderungen in 
Preisen und Erntemengen reagie­
ren. Infolgedessen sind sie zur Si­
cherung ihrer Einkommen um wei­
tere Vergrößerung der Flächen und 
Viehbestände bemüht. Und dafür 
soll ihnen der Staat Flächen freikau­
fen, Investitionen subventionieren 
und schließlich ihre hohen Markt­
ordnungskosten übernehmen. Kri­
senempfindlichkeit und hohe Ar­
beitsbelastungen führen dann zu 
den üblichen Notrufen.

Könnte man bei einer solchen 
Sturkturentwicklung noch von Effi­
zienz sprechen? Doch wohl nur, 
wenn man alle außerökonomischen 
Werte und Leistungen der bäuerli­
chen Wirtschaft auf Null abschreibt 
und gar nicht fragt, welchen Sinn es 
haben könnte, einige hunderttau­
send Haupterwerbsbetriebe im 
„marktwirtschaftlichen Wettbe­
werb“ zugunsten weniger tausend 
größerer Landwirte aufzugeben.

Wenn ein Stahlwerk stillgelegt 
wird, geht es um die Arbeitsplätze. 
Bei der Stillegung landwirtschaftli­
cher Betriebe und Flächen geht es 
um sehr viel mehr, um weitrei­
chende Folgewirkungen auf die 
ländliche Sozialstruktur und die na­
türlichen Existenzgrundlagen der 
Gesamtgesellschaft. Und müßte 
man nicht auch daran denken, daß 
unsere vielfältige Agrarstruktur in ei­
ner Freizeitgesellschaft vielen Men­
schen einen, wenn auch kleinen, 
Bereich selbstbestimmter Tätigkeit 
liefert und daß die leistungsfähig­
sten Industrien gerade in Regionen 
mit tradtitionell engen Verbindun­
gen der Bevölkerung zwischen In­
dustrie und Landwirtschaft entstan­
den sind? Die „Agrarromantik“ be­
zog sich schon beim Reichsnähr­

stand mehr auf den großbäuerli­
chen Betrieb; man sprach vom Erb­
hof oder Herrenbauer und wollte die 
anderen zum Aufgeben veranlas­
sen. Mit den heutigen Wachstums­
betrieben scheint man bei dieser 
Form der Agrarromantik wieder an­
gelangt zu sein.

Sollten aber wenige größere Be­
triebe in entleerten Dörfern und 
Landschaften wirklich das Ziel un­
serer Politik sein? Wir könnten 
schnell dahin kommen, wenn un­
sere Agrarpolitik nicht grundlegend 
verändert wird und wir den bisheri­
gen „Strukturwandel“ weiter för­
dern. Der Zerstörungsprozeß der 
letzten Reste noch naturgerecht 
wirtschaftenden Bauerntums wäre 
bald vollendet. Die derzeitige Agrar­
politik und die Vorschläge der Agrar­
ökonomen führen in der allgemei­
nen Richtung zum gleichen Ergeb­
nis.

Ansatzpunkte für ein 
neues Agrarprogramm

Es geht um die Erkenntnis, daß 
die bisherige Agrarpolitik einerseits 
unter den seit ihrer Konzeption ver­
änderten Voraussetzungen nicht 
mehr haltbar ist und daß anderer­
seits ihre radikal marktwirtschaftli­
che Ausrichtung den gesellschafts­
politischen Aufgaben der Landwirt­
schaft nicht gerecht werden könnte. 
Ein umfassendes neues Agrarpro­
gramm erfordert ein völliges Um­
denken auf ein Bündel von Maßnah­
men, die hier nur ansatzweise in der 
Richtung anzudeuten sind.

(1) Eine zentrale Aufgabe ist die 
Entwicklung einer neuen Einkom­
menspolitik mit stärker marktorien­
tierten Preisen und produktionsneu­
tralen Direktzahlungen. Für die 
praktische Durchführung heißt das, 
Einkommen über die Preise, soweit 
die Marktlage es zuläßt, ergän­
zende Zahlungen, soweit sie zur Er­
haltung von Betrieben mit naturge­
rechter Wirtschaftsweise erforder­
lich werden. Eine kombinierte Ein­
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kommenspolitik erfordert längerfri­
stig keine höheren Kosten, sondern 
nur eine sozial gerechtere und öko­
logisch sinnvollere Verteilung der 
Mittel, die jetzt für Überschüsse ver­
geudet werden und den Landwirten 
nur zum geringsten Teil zufließen.

(2) Bei dem Ziel einer allgemei­
nen Extensivierung der Produktion 
sind Kriterien für direkte Zahlungen 
nicht nur nach den natürlichen 
Standortbedingungen, sondern vor 
allem nach Kriterien für naturge­
rechte Produktionsformen festzule­
gen, bei denen die Erträge primär 
auf den natürlichen Bodenkräften 
beruhen. In Verbindung mit der Ex­
tensivierung sollten eine Neugliede­
rung der Landschaft und ihre An­

reicherung durch ein Netzwerk von 
Biotopen angestrebt werden.

(3) Der radikale Abbau der Mas­
sentierhaltung ist eine vordringliche 
Aufgabe. Dabei geht es darum, den 
Zerstörungsprozeß von Natur und 
Grundwasser zu beenden, die tieri­
sche Veredlung in bäuerliche Be­
triebe zurückzuführen und gesün­
dere Nahrungsmittel zu erzeugen.

(4) Keine weitere Verminderung 
der Anzahl landwirtschaftlicher Be­
triebe, sondern eher eine Zunahme 
der Familien mit naturgerechter Be­
wirtschaftung, insbesondere der ne­
benberuflichen Landwirte als einer 
Kerngruppe der ländlichen Bevölke­
rung. Förderung auch des Zugan­

ges junger Menschen in Betriebe 
ohne unmittelbare Nachfolger.

(5) Die Menschen in den wirt­
schaftlich hochentwickelten Län­
dern hätten den Raum, die Kennt­
nisse sowie die technischen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, um 
in parkartigen Landschaften zu le­
ben. Das ist zwar nicht zum Null-Ta- 
rif möglich. Doch eine zielbewußte 
neue Agrar- und Landschaftspolitik 
wäre der Gesamtheit gegenüber ge­
wiß legitimiert, wenn die Mittel, die 
heute für die Landwirtschaft aufge­
bracht, aber größtenteils vergeudet 
werden, einer gesellschaftspolitisch 
und ökologisch sinnvolleren Vertei­
lung dienten.

Ulrich Koester

Wege und Irrwege der Agrarpolitik

Es dürfte wohl kaum von jeman­
dem bezweifelt werden, daß 

auch zukünftig die deutsche Land­
wirtschaft unter Anpassungszwän­
gen stehen wird. Wie sich die Land­
wirtschaft ändern wird, hängt so­
wohl von den ökonomischen Rah­
menbedingungen als auch von poli­
tischen Eingriffen ab. Wenn die aus 
heutiger Sicht möglichen Entwick­
lungspfade der deutschen Landwirt­
schaft stark durch staatliche Ein­
griffe determiniert werden, stellt 
sich die Frage, welcher Entwick- 
iungspfad angesteuert werden 
„sollte“ . Eine Antwort auf diese 
Frage kann nur gefunden werden, 
wenn die Norm bekannt ist, die zur 
Selektion der einzelnen Entwick­
lungspfade herangezogen werden 
soll. Im folgenden wird davon aus- 
gegangen, daß sich die Entwicklung 
der deutschen Landwirtschaft so 
vollziehen „soll“ , daß mit geringsten
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volkswirtschaftlichen Kosten vorge­
gebene agrar- und wirtschaftspoliti­
sche Ziele verwirklicht werden kön­
nen. Welche Ziele im einzelnen an­
gestrebt werden sollen, ist nun wie­
derum eine normative Frage. Die 
Norm muß daher explizit angege­
ben werden, damit die Aussagen in­
tersubjektiv nachzuvollziehen sind. 
Es wird davon ausgegangen, daß 
die staatlichen Eingriffe dazu beitra­
gen sollen, die Ziele -  wie sie im 
EWG-Vertrag niedergelegt wurden 
-  besser zu verwirklichen. Zusätz­
lich sollen auch ökologische
Aspekte berücksichtigt werden.

Über die Form und Intensität 
staatlicher Eingriffe gibt es erhebli­
che Meinungsunterschiede. Da un­
terschiedliche Eingriffe einen unter­
schiedlichen zukünftigen Zustand 
der deutschen Landwirtschaft an­
steuern, dieses aber nicht bei der 
Befürwortung der Maßnahmen

stets zum Ausdruck kommt, soll zu­
nächst einmal aufgezeigt werden, 
welche Entwicklung sich in der deut­
schen Landwirtschaft ergeben
würde, wenn man alternativen 
agrarpolitischen Konzepten folgen 
würde.

Das Konzept 
der Bundesregierung

Nach Kiechle' soll das Grundkon­
zept zukünftiger Agrarpolitik darin 
bestehen, daß durch „weniger Men­
gen höhere Preise“  ̂ gesetzt wer­
den können. Mit diesem Grundprin­
zip ist nach Kiechle vereinbar, daß 
seit April 1984 auf dem EG-Milch- 
markt eine Garantiemengenrege­
lung (Quotierung) in Kraft ist. Ähnli­
che Maßnahmen, die zu einer Ein-

' I. K i e c h l e :  Agrarpolitik im Zwang zur 
Neuausrichtung, Berichte über Landwirt­
schaft, Bd. 64 (1986), S. 513-527.

2 Ebenda, S, 516.
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Schränkung der Produktion beitra­
gen können, sollen daher auch auf 
anderen Märkten eingeführt wer­
den. Insbesondere plädiert Kiechle 
für eine Herausnahme von Flächen 
aus der Nahrungsmittelproduktion. 
Produktionsstillegungen sollen EG- 
weit subventioniert werden.

Quotierungen und subventionier­
ter Kapazitätsabbau können zwar 
zu einer Reduzierung des Wachs­
tums der Überschüsse beitragen 
und sogar verhindern, daß weitere 
Überschüsse entstehen. Doch sind 
solche Maßnahmen nicht geeignet, 
zu einer kostengünstigen Verwirkli­
chung der agrarpolitischen Ziele 
beizutragen.

Die Quotierung auf dem Milch­
markt verstößt gegen eines der 
agrarpolitischen Hauptziele des 
EWG-Vertrages. In Art. 39 wird ge­
fordert, daß die Produktivität in der 
Landwirtschaft zu fördern ist. Wei­
terhin wird auch in der Präambel 
zum EWG-Vertrag darauf hingewie­
sen, daß es die vornehmlichste Auf­
gabe der Europäischen Gemein­
schaft sein solle, zu Produktivitäts­
steigerungen beizutragen. Diesem 
Ziel kann nur dann Rechnung getra­
gen werden, wenn die in der EG vor­
handenen Ressourcen möglichst 
effizient genutzt werden. Dieses 
beinhaltet zum einen, daß man ein 
Wandern der Produktion an die opti­
malen Standorte fördert, und zum 
anderen, daß alle vorhandenen Pro­
duktionsfaktoren -  also auch die 
vorhandene Landfläche-möglichst 
ökonomisch genutzt werden.

Ein Schildbürgerstreich

Es ist offensichtlich, daß die Kon­
tingentierung, wie sie gegenwärtig 
in der EG gehandhabt wird, nämlich 
mit nicht handelbaren Kontingen 
ten, der Verwirklichung des Produk 
tivitätszieles entgegengerichtet ist 
Subventionierte Flächenstillegun 
gen haben eine ähnliche Wirkung 
Bekanntlich ist die EG eine relativ

bevölkerungsreiche Region; die zur 
Verfügung stehende Landfläche ist 
relativ -  gemessen an der Bevölke­
rung -  klein. Dies hat u. a. auch zu 
einer relativ intensiven Nutzung der 
Landfläche und damit hohen Land­
preisen beigetragen. Wenn nun 
durch staatliche Maßnahmen auf 
eine verringerte Nutzung der Land­
flächen hingewirkt wird, so steigen 
hierdurch die Produktionskosten in 
der Landwirtschaft. Eine solche 
Maßnahme mutet aus gesamtwirt­
schaftlicher Sicht wie ein Schildbür­
gerstreich an.

Die Agrarproduktion ist dadurch 
gekennzeichnet, daß sie auf den 
knappen Faktor Boden angewiesen 
ist. Will man -  wie offiziell von der 
Bundesregierung postuliert -  eine 
möglichst große Zahl von bäuerli­
chen Familienbetrieben erhalten, 
so ist es unverständlich, daß man 
den landwirtschaftlichen Betrieben 
durch Flächenstillegungen sukzes­
sive die Produktionsgrundlage ent­
zieht. Tatsächlich müßte es sich hier 
auch um erhebliche Flächstillegun­
gen handeln, wenn man hierdurch 
die gegenwärtig jährlich anfallen­
den Überschüsse abbauen und wei­
terhin ein Entstehen neuer Über­
schüsse verhindern will. Da man 
auch zukünftig mit einer jährlichen 
autonomen Ertragssteigerung von 
-  z. B. in der Getreideproduktion -  
mindestens 2,5% pro Jahr rechnen 
muß, so würde bei unveränderter 
Flächennutzung die Getreidepro­
duktion um diesen Prozentsatz stei­
gen. Da die inländische Nachfrage 
aber stagniert, müßte das Produk­
tionswachstum durch Heraus­
nahme von Flächen vermieden wer­
den. Es müßten daher jedes Jahr 
zumindest 3 bis 4% der Flächen 
aus der Getreideproduktion stillge­
legt werden. Das würde aber bein­
halten, daß man bereits nach zehn 
Jahren ein Viertel bis ein Drittel der 
gegenwärtigen Getreidefläche aus 
der Produktion nehmen müßte. 
Würde man außerdem noch die ge­

genwärtigen Überschüsse durch 
Flächenstillegungen abbauen wol­
len, so müßten weitere 20 % der ge­
genwärtigen Getreideanbauflächen 
aus der Produktion genommen wer­
den.

Diese einfachen Überlegungen 
zeigen, daß diese Vorschläge offen­
sichtlich übersehen, welche mittel- 
und langfristigen Wirkungen auftre­
ten würden. Nur dann, wenn weiter­
hin nicht mit technischen Fortschrit­
ten, d. h. Produktivitätssteigerungen, 
in der Landwirtschaft zu rechnen 
wäre, könnte man die gegenwärti­
gen Probleme -  allerdings unter ho­
hen volkswirtschaftlichen Kosten -  
durch Flächenstillegungen lösen.

Ungeeignete Maßnahmen

Doch selbst wenn weitere techni­
sche Fortschritte in der Zukunft 
nicht zu erwarten wären, sind Flä­
chenstillegungen kein geeignetes 
Instrument, um einen landwirt­
schaftlichen Entwicklungspfad zu 
fördern, der mit den agrarpoliti­
schen Zielen des EWG-Vertrages 
und mit ökologischen Anforderun­
gen im Einklang steht. Eine verrin­
gerte Flächennutzung wird notge­
drungen dazu führen, daß die Land­
preise höher und die landwirtschaft­
liche Nutzung intensiver sein wer­
den als ohne Flächenstillegungen. 
Dadurch wird es wachsenden Be­
trieben erschwert, durch Zukauf 
oder Zupacht ihre Betriebe zu ver­
größern. Außerdem wird die zuneh­
mende Intensität der Nutzung zu 
ökologisch nachteiligen Wirkungen 
führen. Nach den bisherigen Er­
kenntnissen führt eine höhere Inten­
sität der Agrarproduktion, insbeson­
dere wenn sie von erhöhten Dün­
ger- und Pflanzenschutzgaben be­
gleitet ist, zu einer Beeinträchtigung 
der Qualität des Grundwassers und 
der Qualität der Nahrungsmittelpro­
duktion. Will man daher ökologi­
schen Aspekten Rechnung tragen, 
so wäre die Förderung einer Exten-
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sivierung der Agrarproduktion posi­
tiver zu bewerten, als die Förderung 
einer Intensivierung.

Nach dem Konzept der Bundes­
regierung -  dargelegt von Kiechle -  
soll ein nachhaltiger Abbau der 
Überschüsse auch durch die Förde­
rung der Nachfrage nach nach­
wachsenden Rohstoffen erreicht 
werden. Es wird behauptet, daß die 
chemische Industrie einen hohen 
Bedarf an Naturstoffen wie Stärke, 
Zucker, Zellulose, pflanzlichen Fa­
sern sowie pflanzlichen Ölen und 
Fetten habe. Allerdings wird auch 
von Kiechle zugestanden, daß die 
nachwachsenden Rohstoffe zur 
Zeit nur begrenzt wettbewerbsfähig 
sind. Es wird daher gefordert, daß 
der Staat zu einer Stärkung der Kon­
kurrenzfähigkeit der Produkte bei­
tragen solle; dies gilt u. a. auch für 
die Förderung der Bioäthanolpro­
duktion.

Vom heutigen Kenntnisstand aus 
gibt es keine Hinweise dafür, daß 
die Landwirtschaft zukünftig bei der 
Produktion nachwachsender Roh­
stoffe ohne staatliche Hilfen wettbe­
werbsfähig sein wird. Wird gegen­
wärtig eine staatliche Förderung 
dieser Produktionsrichtungen be­
gonnen, so ist zu befürchten, daß 
hiermit ein nicht versiegender, 
wachsender Subventionsstrom ent­
stehen wird. Die Landwirtschaft 
würde durch solche Tendenzen in 
noch zunehmende Abhängigkeit 
von staatlichen Entscheidungen ge­
trieben.

Auch von der Bundesregierung 
wird anerkannt, daß man zukünftig

verstärkt staatliche Einkommenshil­
fen als Ergänzungen zur Preispolitik 
einsetzen soll. Doch wird der Ein­
satz dieses Instrumentes, wie er 
von der Bundesregierung präferiert 
wird, nicht zu einer besseren Ver­
wirklichung agrarpolitischer Ziele 
beitragen. Zum einen sollen die Ein­
kommenshilfen nach Auffassung 
Kiechles nicht so konzipiert sein, 
daß sie sich nach sozialen Kriterien 
richten und somit auch bei deren 
Wegfall aufgehoben werden kön­
nen. Zum anderen wird befürwortet, 
daß die Zahlung der Einkommens­
hilfen an die Fläche gebunden ist. 
Flächengebundene Transferzahlun­
gen können zwar als Entgelt für po­
sitive ökologische Nebenwirkungen 
der Agrarproduktion grundsätzlich 
befürwortet werden (hierzu weiter 
unten), doch nicht als Instrument, 
um die gegenwärtigen agrarpoliti­
schen Probleme zu lösen. Flächen­
gebundene Zahlungen werden zu 
einer Erhöhung der Pacht- und Bo­
denpreise beitragen und damit das 
Wachstum effizienter Betriebe er­
schweren. Hinzu kommt, daß sie in 
keiner Weise geeignet sind, adä­
quat einkommensverteilungspoliti­
schen Zielen Rechnung zu tragen. 
Erhöhte Zahlungen bekommt nicht 
der ärmere Landwirt, sondern derje­
nige, der über eine große Flächen­
ausstattung verfügt.

Der ökologische Weg

Das ökologische Bewußtsein ist 
seit der Formulierung der agrarpoli­
tischen Ziele im EWG-Vertrag be­
trächtlich gestiegen. Nur dadurch 
mag es zu erklären sein, daß im

EWG-Vertrag explizit ökologische 
Aspekte nicht genannt wurden.

Von der landwirtschaftlichen Pro­
duktion können sowohl positive als 
auch negative Nebenwirkungen auf 
die Umwelt ausgehen. Negativ be­
urteilt werden kann sicherlich, wenn 
durch intensive Agrarproduktion 
Grundwasser und die Qualität der 
Nahrung verschlechtert werden, die 
Artenvielfalt beeinträchtigt und das 
ökologische Gleichgewicht mit un­
übersehbaren zukünftigen Folgen 
gestört wird. Positiv kann sich Agrar­
produktion jedoch dann auf die Um­
welt auswirken, wenn die Kultur­
landschaft nur durch Agrarproduk­
tion aufrechterhalten werden kann 
und wenn das Landschaftsbild 
durch eine bestimmte Agrarstruktur 
verschönert wird.

Positive ökologische Nebenwir­
kungen der Landbewirtschaftung 
werden gelegentlich als Rechtferti­
gung für flächenbezogene Beihilfen 
herangezogen. Da aber die erwähn­
ten positiven Nebenwirkungen si­
cherlich nicht in allen Regionen glei­
chermaßen anfallen, häufig sogar 
nicht existent sind, kann eine allge­
meine Rechtfertigung für generelle 
Flächenbeihilfen nicht mit dem öko­
logischen Argument begründet wer­
den. Sicherlich kann es aber auch 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
sinnvoll sein, in bestimmten Regio­
nen, bei denen nachweislich posi­
tive Nebenwirkungen durch Land­
bewirtschaftung entstehen, diese 
Leistungen der Landwirtschaft 
durch direkte Zahlungen des Staa-
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fes zu entgelten. Allerdings dürfte 
die Höhe dieser Zahlungen nicht hö­
her sein als die Kosten, die entste­
hen würden, wenn man z. B. durch 
spezielle Landespflegerdienste die 
gleichen Leistungen erstellen ließe.

Unter anderem wird aufgrund der 
negativen Nebenwirkungen als 
Folge erhöhter Düngungsintensität 
gefordert (insbesondere von Wein- 
schenck), daß durch eine Stickstoff­
steuer der Düngemitteleinsatz redu­
ziert wird. Eine solche dirigistische 
Maßnahme kann sicherlich dazu 
beitragen, daß die Düngungsinten­
sität zurückgeht. Doch das gleiche 
Ergebnis könnte auch verwirklicht 
werden, wenn das Preis-Kosten- 
Verhältnis durch eine Reduzierung 
der Produktpreise verändert wer­
denwürde.

Es kann erwartet werden, daß die 
deutsche Landwirtschaft zukünftig 
in ihrer Entwicklung durch ökolo­
gisch begründete Gesetze und Ver­
ordnungen beeinflußt wird. Eine 
stärker differenzierte regionale Ent­
wicklung der Landwirtschaft ist des­
wegen durchaus wahrscheinlich 
und auch ökonomisch sinnvoll.

Der marktwirtschaftlich 
orientierte Weg

Nach vorhandenen Prognosen 
über die Technologieentwicklung im 
Agrarsektor ist damit zu rechnen, 
daß die technischen Fortschritte in 
der Landwirtschaft bis zum Jahre 
2000 zumindest in der bisherigen In­
tensität weiter wirken und sich nach 
der Jahrtausendwende noch be­
schleunigen werden. Aus dieserTat- 
sache kann gefolgert werden, daß 
die zukünftige Agrarpolitik noch fle­
xibler als in der Vergangenheit auf 
die Entwicklung des Agrarsektors 
einwirken sollte. Ein verstärkter Diri­
gismus, wie z. B. durch das Konzept 
der Bundesregierung dargelegt, 
wird dagegen insbesondere durch 
die technische Entwicklung zu er­
höhten volkswirtschaftlichen Ko­

sten führen. Es ist daher verständ­
lich, daß sowohl eine Reihe von Wis­
senschaftlern als auch die EG-Kom- 
mission fordern, daß eine Rückkehr 
zu mehr Markt in der EG-Agrarpoli­
tik unbedingt notwendig ist. Wird 
diesem Konzept gefolgt, so werden 
durch weitere Agrarpreissenkungen 
Anpassungszwänge und soziale 
Härten entstehen. Um diese auszu­
gleichen, werden direkte, personen­
gebundene Einkommensübertra­
gungen befürwortet. Wichtig für die 
Neukonzipierung der Agrarpolitik 
ist, daß sich die auch zukünftig ver­
stärkt erwarteten Veränderungen 
des Agrarsektors mehr an gesamt­
wirtschaftlichen Effizienzkriterien 
orientieren. Aus diesem Grunde 
sind für Berufsanfänger und Inve­
storen marktwirtschaftliche Signale 
zu setzen, die die gesamtwirtschaft­
lichen Knappheitsverhältnisse wi­
derspiegeln. Eine Überschußpro­
duktion in der EG zu Preisen, die er­
heblich über den Weltmarktpreisen 
liegen, ist mit diesen Anforderungen 
nicht zu vereinbaren.

Eine solche Politik wird nicht dazu 
führen, daß langfristig die Pro-Kopf- 
Einkommen in der Landwirtschaft 
im Vergleich zu den Einkommen au­
ßerhalb der Landwirtschaft niedri­
ger als gegenwärtig oder als in der 
Vergangenheit sein werden. Die 
Einkommensentwicklung in einem 
Sektor ist nicht vornehmlich von den 
Produktpreisen abhängig, sondern 
von den Einkommenserwartungen 
der Berufsanfänger und der Investo­
ren. Diese Einkommenserwartun­
gen orientieren sich vornehmlich an 
dem Einkommen außerhalb des 
Agrarsektors. Bei geringeren Agrar­
preisen wird sich daher ein Kapital- 
und Arbeitseinsatz im Agrarsektor 
ergeben, der gewährleistet, daß die 
Pro-Kopf-Einkommen in etwa wie­
der in gleicher Relation zum außer­
landwirtschaftlichen Einkommen 
stehen wie in der Vergangenheit.

Doch auch wenn die Einkom­

mensdisparität nicht zunehmen 
wird, zumindest langfristig nicht, so 
wird sich durch einen verringerten 
Dirigismus das Bild der Landwirt­
schaft grundlegend wandeln. Da 
sich nicht nur das Preisniveau, son­
dern vor allen Dingen auch die 
Preisrelationen zwischen den ein­
zelnen Agrarprodukten verändern 
werden, wird hiervon auch die Struk­
tur der Agrarproduktion beeinflußt. 
Wenn gegenwärtig verstärkt Pro­
dukte der nördlichen Breitengrade 
wie Getreide, Milch und Zuckerrü­
ben stärker protektioniert werden 
und Produkte der südlichen Breiten­
grade, insbesondere Obst und Ge­
müse, aber auch Veredelungspro­
dukte weniger protektioniert wer­
den, die letzteren Produkte aber ar­
beitsintensiver erstellt werden als 
die ersteren, wird sich ein Struktur­
wandel in Richtung mehr arbeitsin­
tensiv produzierter Agrargüter erge­
ben. Hierdurch wird die Abwande­
rungsrate aus der Landwirtschaft 
geringer sein als bei einer Reduzie­
rung aller Agrarpreise um den glei­
chen Prozentsatz.

Änderungen der Agrarstrul<tur

Bedingt durch bereits bekannte 
Techniken und neu aufkommende 
Technologien wird sich auch eine 
Änderung in der Zahl der Haupt- 
und Nebenerwerbsbetriebe in der 
Landwirtschaft ergeben. Bereits 
heute sind Landwirte, die sich auf 
Getreidebau konzentriert haben, 
auf Betriebsgrößen von 30 bis 50 ha 
nicht voll mit ihrer Arbeitskapazität 
ausgelastet. Bei effizienter Organi­
sation ihrer Betriebe kämen sie mit 
einem jährlichen Arbeitseinsatz von 
unter 600 Stunden aus. Sie haben 
damit also mehr als 50% ihrer Ar­
beitskapazität für außerlandwirt­
schaftlichen Einkommenserwerb 
oder für den Einsatz in landwirt­
schaftlicher Veredelungsproduktion 
zur Verfügung. Bedingt durch tech­
nische Fortschritte werden auf be­
stehenden landwirtschaftlichen Be­
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trieben verstärkt Arbeitskapazitäten 
freigesetzt. Die Betriebsinhaber 
werden daher vor der Notwendig­
keit stehen, entweder zusätzlich ei­
nen außerlandwirtschaftlichen Ein­
kommenserwerb anzustreben oder 
sich durch Spezialisierung in der 
Landwirtschaft auf Intensivkulturen 
oder Veredelungsprodukte eine zu­
sätzlich Einkommensquelle zu ver­
schaffen.

Aufgrund dieser Überlegungen 
kann daher erwartet werden, daß 
die zukünftige Landwirtschaft unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen 
verstärkt durch Nebenerwerbsbe­
triebe geprägt sein wird (dieses kön­
nen Betriebe sein, die eine Flächen­
ausstattung von 100 ha und mehr 
haben). Daneben wird es Intensiv­
betriebe mit einer geringeren Flä­
chenausstattung geben, die sich

entweder auf Veredelungsproduk­
tion oder auf Gemüse- und Obstpro­
duktion konzentrieren. Schließlich 
wird es eine Reihe von landwirt­
schaftlichen Vollerwerbsbetrieben 
geben, die über eine relativ große 
Flächenausstattung verfügen, so 
daß sie zumindest für eine Voller­
werbskraft ein ausreichendes Ein­
kommen und ausreichende Be­
schäftigung ermöglichen.

Hartwig de Haen

Ausrichtung an den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft

Die deutsche Landwirtschaft 
steckt zur Zeit in einer tiefen 

Krise. Anlaß sind nicht allein die un­
befriedigende Einkommensent­
wicklung und die zunehmende Ver­
schuldung, obwohl letztere ange­
sichts der sinkenden Bodenpreise 
für nicht wenige Betriebe inzwi­
schen existenzbedrohende Aus­
maße angenommen hat. Anlaß für 
Krisenstimmung in der Landwirt­
schaft ist vor allem auch der Verlust 
an Vertrauen in die Agrarpolitik. 
Nachdem die EG-Marktordnungen 
an die Grenzen der Finanzierbarkeit 
gestoßen und die Märkte durch 
Überschüsse verstopft sind, ma­
chen mehr und mehr Landwirte die 
Erfahrung, daß auf Preisstützung 
und staatliche Abnahmegarantien 
kein Verlaß mehr ist. Zur Identitäts­
krise der Landwirte trägt auch die 
sich stetig durchsetzende Erkennt­
nis bei, daß mit moderner Agrarpro­
duktion erhebliche Umweltbelastun­
gen einhergehen können und daß 
einige besonders intensive und spe­
zialisierte Produktionssysteme aus 
ökologischen Gründen auf Dauer 
nicht aufrechterhalten werden kön­
nen.

Statt in dieser Situation die 
Chance für einen grundlegenden
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Neubeginn der Agrarpolitik zu nut­
zen, an dem Landwirte ihre Ent­
scheidungen orientieren können, 
wecken Politiker und Vertreter des 
Berufsstandes immer wieder die Il­
lusion, das bisherige Produktions­
system könne ohne größere Ände­
rungen beibehalten werden. Nicht 
ein langfristig angelegter Kurswech­
sel, sondern spontane, immer wie­
der wechselnde Maßnahmen zur 
Eingrenzung der Überschüsse sind 
an der Tagesordnung. Dabei über­
wiegen dirigistische Eingriffe, die 
volkswirtschaftlich kostspielig sind 
und die in der Regel keine Anreize 
für eine ökologisch wünschens­
werte flächendeckende Extensivie­
rung bieten.

Trotz der gegenwärtigen Schwie­
rigkeiten auf dem Arbeitsmarkt wer­
den Landwirte künftig wie andere 
Berufsgruppen noch mehr als bis­
her darauf angewiesen sein, ergän­
zend oder gar alternativ zur Land­
wirtschaft nach Beschäftigungs­
möglichkeiten zu suchen, für die sei­
tens der Gesellschaft Nachfrage be­
steht. Sie dürfen nicht erwarten, 
daß ihnen überschüssige Agrarpro­
dukte, für welche es am Markt kei­
nen Absatz gibt, zu hohen Preisen 
abgenommen werden. Allerdings

wird man die Bauern seitens der 
Agrarpolitik nicht von heute auf mor­
gen dem harten Wettbewerb des 
freien Marktes überlassen können, 
nachdem sie über lange Zeit ihre 
Produktions- und Investitionsent­
scheidungen unter dem Schutz von 
Marktordnungen und staatlichen 
Hilfen treffen konnten.

Fehlentwicklungen 
der Agrarpolitik

Die zentralen Probleme der bis­
herigen Agrarpolitik, deren Kern­
stück die Unterstützung der land­
wirtschaftlichen Einkommen durch 
Preisstützung und Abnahmegaran­
tien, ergänzt um Investitionshilfen, 
war, sind heute weithin bekannt:

□  Es entstehen hohe Kosten, zu­
nächst vor allem für die Verbrau­
cher, mit dem Übergang von der Im­
port- zur Exportsituation und der 
Notwendigkeit von Exportsubven­
tionen zunehmend aber auch für 
das Staatsbudget.

□  Andere Exporteure, unter ihnen 
nicht wenige auf Agrarexporte an­
gewiesene Entwicklungsländer, 
werden auf ihren Absatzmärkten ge­
stört.
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□  Die angestrebte Einkommenser­
höhung durch Preisstützung wird 
mittel- bis längerfristig immer wie­
der durch Anpassungen in der Land­
wirtschaft, insbesondere durch Ver­
zögerung der Abwanderung konter­
kariert, so daß ständig neue Hilfen 
erforderlich werden. Im Ergebnis 
hat die Landwirtschaft zwar in den 
vergangenen Jahrzehnten einen 
außerordentlich beachtlichen Struk­
turwandel durchlaufen (Halbierung 
des Arbeitseinsatzes, Verdoppe­
lung des Kapital- und Vorleistungs­
einsatzes, Steigerung der realen 
Bruttowertschöpfung um vierzig 
Prozent). Trotz erheblicher staatli­
cher Transfers konnte die relative 
Einkommensdisparität zur übrigen 
Wirtschaft aber nicht abgebaut wer­
den.

□  Die im Vergleich zum Weltmarkt 
starken Verzerrungen der inländi­
schen Erzeugerpreise haben den 
Landwirten weitgehend das Gespür 
für die Knappheit bzw. den volks­
wirtschaftlichen Wert der von ihnen 
produzierten Güter genommen. Die 
im Schutz stabiler und hoher Preise 
etablierten Produktionssysteme, 
insbesondere die heute übliche In­
tensität und Spezialisierung der 
Landnutzung, wären unter Bedin­
gungen des internationalen Wettbe­
werbs wohl an vielen Standorten 
nicht wirtschaftlich.

□  An vielen, wenn auch nicht allen 
Standorten ist die Umwelt durch Eli­
minierung naturnaher Biotope, 
Rückstände von Düngung und 
Pflanzenschutz im Grundwasser, 
Bodenverdichtung und Erosion als 
Folge der Intensivierung und Spe­
zialisierung der landwirtschaftli­
chen Produktionssysteme stark ge­
fährdet bzw. schon heute deutlich 
geschädigt.Ein Anwachsen der Pro­
bleme ist nicht auszuschließen, zu­
mal manche Wirkungen erst mit Ver­
zögerung auftreten.

Die Agrarpolitik hat inzwischen 
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begonnen, auf die genannten Pro­
bleme zu reagieren, allerdings mit 
einer auch von Fachleuten kaum 
noch überschaubaren Vielfalt von 
Maßnahmen. Die erreichten Finan­
zierungsengpässe haben einerseits 
inzwischen Einschränkungen bei 
den Interventionsgarantien, Zurück­
haltung bei neuen Preisanhebun­
gen und die Einführung von Erzeu­
ger-Mitverantwortungsabgaben er­
zwungen, was letztlich auf ge­
ringere Steigerungsraten und teil­
weise sogar eine deutliche nomi­
nale Senkung der Erzeugerpreise 
hinausgelaufen ist. Andererseits 
wurden zahlreiche, großenteils diri­
gistische Maßnahmen implemen­
tiert oder zur Diskussion gestellt, 
mit deren Hilfe Überschüsse be­
grenzt, Umweltprobleme vermieden 
oder finanzielle Probleme von Be­
trieben überwunden werden sollen. 
Zusammengenommen wirken man­
che der Maßnahmen unkoordiniert, 
zum Teil haben sie sogar gegenläu­
fige Wirkungen, etwa wenn in Ge­
bieten sowohl die Aufrechterhaltung 
der Landnutzung als auch die Stille­
gung von Flächen (Grünbrache) ge­
fördert wird. Der bürokratische Auf­
wand für Implementierung und Kon­
trolle der Programme ist außerdem 
immens. Im Endergebnis sind die 
eingeleiteten Maßnahmen geeig­
net, die Produktionssysteme der 
Landwirtschaft von den Bedingun­
gen des Marktes weiter zu entfer­
nen und die Motivation der Bauern 
zu unternehmerischem Handeln 
hinter dem Gefühl, in ein System 
von Plänen und Vorschriften einge­
bunden zu sein, weiter zurücktreten 
zu lassen.

Probleme mit 
strukturpolitischen Leitbildern

So liegt die eigentliche Herausfor­
derung der gegenwärtigen Misere 
darin, die Chance für einen Neube­
ginn in der Agrarpolitik durch klare 
und möglichst konsistente Ziele und 
Ankündigung einer nachhaltigen

und vom Landwirt überschaubaren 
Politik zu nutzen. Dabei ist es mei­
nes Erachtens durchaus möglich, 
auch die Agrarpolitik an den Prinzi­
pien der sozialen Marktwirtschaft 
auszurichten und dabei im übrigen 
besonders auch ökologischen Zie­
len Rechnung zu tragen. Das be­
deutet, daß konkrete Leitbilder für 
eine künftige Agrarstruktur, sei sie 
kleinbäuerlich oder großbetrieblich, 
nicht verbindlich von einer zentralen 
bürokratischen Instanz vorgegeben 
werden. Vielmehr impliziert die so­
ziale Marktwirtschaft, daß sich die 
künftige Agrarstruktur aufgrund ei­
ner flexiblen dezentralen Gestal­
tung durch selbständige Wirt­
schaftseinheiten ergibt.

Eine Hofierung des kleinen bäuer­
lichen Familienbetriebes, als eines 
besonders geeigneten Garanten für 
die Erhaltung der Umwelt, hat in die­
ser Konzeption ebensowenig ihren 
Platz, wie eine politische Begünsti­
gung großbetrieblicher Landwirt­
schaft. Für die ökologischen Vor­
züge des Kleinbetriebes fehlen die 
empirischen Belege. Und ein weite­
rer Wandel der Betriebsstrukturen 
zugunsten größerer Einheiten, die 
eine deutliche Senkung der Kapi­
talkosten ermöglichen würden, muß 
keineswegs gleich einen generellen 
Sprung zu Großbetrieben mit meh­
reren hundert Hektar bedeuten. Vor­
stellbar ist vielmehr eine regional 
sehr unterschiedliche Agrarstruktur. 
Gebiete mit gut erschlossener de­
zentraler Wirtschaftsstruktur zeich­
nen sich schon jetzt durch einen ho­
hen Anteil von in der Landwirtschaft 
Tätigen aus, die in einer Kombina­
tion von Erwerbsquellen eine sta­
bile und gegen Krisen, sei es in der 
Agrarwirtschaft oder im gewerbli­
chen Bereich, gut abgesicherte Exi­
stenzgrundlage gefunden haben. 
Hier muß betriebliches Wachstum 
nicht Voraussetzung einer Teilhabe 
der Landwirte an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung sein.
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Durch Abbau der zur Zeit noch be­
stehenden Disl<riminierungen der 
Nebenerwerbslandwirtschaft und 
durch Bemühungen um eine wei­
tere Dezentralisierung der Wirt­
schaft könnte dieser Typ einer in die 
Industriegesellschaft integrierten 
Agrarstruktur weitere Impulse erhal­
ten. Natürlich wird das nicht überall 
gelingen. So ist an peripheren, dünn 
besiedelten Standorten durchaus 
eine Entwicklung zu größeren, ex­
tensiv bewirtschafteten Betriebsein­
heiten vorstellbar, wie sie auch in 
anderen Ländern, z. B. in Schwe­
den oder in Nordamerika, existie­
ren.

Anforderungen an die 
Landwirtschaft der Zukunft

Wie also sollte die deutsche 
Landwirtschaft in Zukunft ausse­
hen, und mit welchem agrarpoliti­
schen Programm könnte sie dem 
angestrebten Ziel nähergebracht 
werden? Die Frage birgt viele Un­
wägbarkeiten und erfordert eine dif­
ferenzierte Antwort. In der hier ge­
botenen Kürze muß die Antwort 
aber auf Andeutungen eines Ziel- 
Mittel-Systems beschränkt bleiben.

Zunächst zum Ziel: Zentrale 
Merkmale einer künftigen Landwirt­
schaft müßten meines Erachtens 
Wettbewerbsfähigkeit und Umwelt­
verträglichkeit sein. In dynamischer 
Sicht wäre also eine Landwirtschaft 
anzustreben, die durch fortwähren­
den Strukturwandel und flexible Or­
ganisationsformen, überbetriebli­
che Kooperation etc. auf dem Weg 
zu internationaler Wettbewerbsfä­
higkeit ist, die in die nationale Volks­
wirtschaft durch Ausnutzung regio­
nal vorhandener Möglichkeiten von 
Erwerbskombinationen gut inte­
griert ist und deren Produktionssy­
steme klar definierten ökologischen 
Normen genügen. Es wäre auf ab­
sehbare Zeit unrealistisch anzuneh­
men, es gäbe keine staatliche Un­
terstützung dieser Landwirtschaft. 
Worauf es allerdings ankommt, sind
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Anpassungs- statt Erhaltungsmaß­
nahmen. Verbleibende Einkom­
menstransfers sind so auszugestal­
ten, daß sie die angesprochenen 
Ziele nicht stören, sie möglichst so­
gar unterstützen.

Die Zielbeschreibung enthält be­
wußt nicht eine generelle Offenhal­
tung sämtlicher zur Zeit genutzter 
Flächen durch landwirtschaftliche 
Produktion, sei es von Nahrungs­
mitteln oder -  was auf absehbare 
Zeit ohnehin nicht wirtschaftlich 
scheint -  von Energie-Rohstoffen. 
Sie schließt also nicht aus, daß die 
Gesellschaft, insbesondere die je­
weilige regionale Bevölkerung, im 
Falle der Aufgabe landwirtschaftli­
cher Flächen alternative Nutzungs­
formen toleriert oder gar präferiert. 
Dies mögen Aufforstung oder Bio- 
topentwicklung sein, kommunale 
Schafhaltung oder Flächen für Frei­
zeitaktivitäten. Die Zielformulierung 
enthält auch keine pauschale Norm 
für die unbedingte Aufrechterhal­
tung einer Mindestbesiedlung und 
-Infrastruktur in allen Räumen. So er­
strebenswert dies aus der Sicht der 
Bevölkerung in strukturschwachen 
Regionen auch wäre und so 
schmerzlich der Prozeß allmähli­
chen Verfalls, wie er schon heute 
hier und da zu beobachten ist, so 
unrealistisch scheint doch die Vor­
stellung, der Status quo sei überall 
zu erhalten. Nachdem jahrzehnte­
lange Versuche regionaler Wirt­
schaftsförderung es nicht vermocht 
haben, die Ansiedlung von mehr 
dauerhaften Arbeitsplätzen in entle­
genen Regionen zu erreichen, wird 
eine in der ersten Hälfte des näch­
sten Jahrhunderts auf 40 Millionen 
Einwohner reduzierte Bevölkerung 
die Besiedlung und wirtschaftliche 
Nutzung der Räume in der gewohn­
ten Form wohl nicht realisieren kön­
nen. Hier wird es eines Umdenkens 
bedürfen, aber auch der kreativen 
Schaffung und der Unterstützung al­
ternativer Lebens- und Arbeitswei­
sen in dünn besiedelten Gebieten.

Nun zu den agrarpolitischen Maß­
nahmen: Vorauszuschicken ist zu­
nächst, daß der Strukturwandel der 
Landwirtschaft natürlich um so pro­
blemloser verlaufen kann, je ra­
scher die Arbeitslosigkeit im ländli­
chen Raum abgebaut wird. In die­
sem Sinne sollte, trotz aller Fehl­
schläge der Vergangenheit, nichts 
unversucht bleiben, um eine dezen­
trale Wirtschaftsentwicklung zu er­
reichen und der landwirtschaftli­
chen Bevölkerung vielfältige Hilfen 
zur Ausbildung, Umschulung und 
Weiterbildung anzubieten, damit Er­
werbskombinationen zu einem sta­
bilisierenden Element der Agrar­
struktur werden können. Neben der 
so angedeuteten Integration mit der 
Arbeitsmarktpolitik muß die Agrar­
politik künftig eng mit der allgemei­
nen Umweltpolitik verflochten sein, 
um letztlich institutionelle Rahmen­
bedingungen zu schaffen, die eine 
weitestgehende Übereinstimmung 
von ökologischen Normen und wirt­
schaftlichen Zielen gewährleisten. 
Schließlich wird man auf eine ange­
messene agrarsoziale Sicherung 
nicht verzichten können. So ent­
steht das Konzept einer in das wirt­
schafts- und gesellschaftspolitische 
Ziel-Mittel-System besser als bisher 
integrierten Agrarpolitik, die in fol­
genden Schritten zu realisieren 
wäre.

Grundzüge eines
agrarpolitischen Programms

(1) Schrittweiser Abbau der Inter­
vention: Ein Abbau der Preisstüt­
zung ist in Anbetracht der Über­
schüsse unumgänglich. Dabei 
könnte man einen schrittweisen, 
verbindlich angekündigten Plan vor­
sehen, nach dem zunächst die Inter­
vention auf den Inlandsmärkten ein­
geschränkt wird, ohne gleich auch 
den Außenschutz gegenüber den 
Weltmärkten aufzugeben. Auf diese 
Weise würde sich ein am inländi­
schen Absatz orientiertes Preisni-
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veau einstellen, und die selbst mit 
hohen Exportsubventionen kaum 
noch absetzbaren Überschüsse 
würden allmählich abgebaut. Auf­
gabe der Marktordnungen bliebe 
dann vor allem die Preisstabilisie­
rung. Erst in einer zweiten Phase 
wäre dann an eine Senkung der 
Protektion nach außen durch Ver­
minderung der Abschöpfungen zu 
denken.

Im Ergebnis wäre als Folge dieser 
Maßnahme mittel- bis längerfristig 
mit einer Extensivierung der Pro­
duktion zu rechnen, gewiß mit er­
heblichen Unterschieden zwischen 
günstigen und ungünstigen Produk­
tionsstandorten, insgesamt aber 
mit ökologisch erwünschten Wirkun­
gen. An einzelnen Standorten mag 
es auch zum Brachfallen von Flä­
chen kommen, so daß je nach vor­
handenen Möglichkeiten und Präfe­
renzen auf kommunaler oder regio­
naler Ebene flankierende Maßnah­
men zur Etablierung alternativer 
Formen der Landnutzung zu erwä­
gen sein werden. Vor allem werden 
natürlich sinkende Gewinnspannen 
unvermeidlich sein, wodurch die 
Entwicklungsmöglichkeiten von Be­
trieben gefährdet werden und die 
Nachfrage nach außerbetrieblichen 
Erwerbsquellen verstärkt wird. Auf­
gabe von Produktionskapazitäten 
bei den einen ist andererseits Vor­
aussetzung für das Wachstum von 
anderen. Dies ergibt sich aus den 
Begrenzungen sowohl der Flächen 
als auch der Märkte.

(2) Produktionsneutrale Einkom­
menstransfers in Verbindung mit An­
passungshilfen: Die zur Zeit wirt­
schaftenden Landwirte haben in der 
Vergangenheit Investitionen in der 
Erwartung weiterer preispolitischer 
Förderung getätigt. Sie haben mei­
nes Erachtens Anspruch auf einen 
gewissen personengebundenen 
oder zeitlich befristet flächengebun­
denen Einkommensausgleich. Fle­
xible Ausgestaltungsformen und

Staffelungen, z. B. als vorzeitige Al­
tersrente oder als Übergangshilfe, 
sind vorzusehen.

(3) Ausschöpfung ungenutzter 
f\/löglichkeiten der Kostensenkung 
mit umweltentlastender Wirkung: 
Nach neueren Erkenntnissen in 
Wissenschaft und Praxis gibt es in 
vielen Betrieben noch ein beachtli­
ches Potential für Kostensenkun­
gen im Bereich von Düngung und in­
tegriertem Pflanzenschutz, die zu­
gleich gewinnerhöhend und um­
weltschonend sind. Längerfristig ist 
sogar nicht auszuschließen, daß 
sich umweltschonende Systeme 
herausbilden, die bei geringeren 
Kapitalkosten eine höhere Arbeits­
intensität aufweisen. Gerade Be­
triebe in den unteren Gewinnzonen 
könnten durch die Realisierung die­
ser vielversprechenden Ansätze die 
Verluste durch Preissenkung teil­
weise kompensieren.

(4) Verbesserung bestehender 
agrarpolitischer Maßnahmen: Si­
cher wäre es politisch unrealistisch, 
einen abrupten Abbruch in Kraft be­
findlicher agrarpolitischer Maßnah­
men zugunsten einer grundlegen­
den Reform zu erwarten. Wün­
schenswert wären allerdings Bemü­
hungen um Vereinfachungen des 
kaum überschaubaren, teils wider­
sprüchlichen Instrumentariums. Zu 
fordern wäre auch die stärkere Be­
rücksichtigung marktwirtschaftli­
cher und ökologischer Belange bei 
Maßnahmen der Marktentlastung, 
etwa durch Handelbarkeit von Kon­
tingenten oder Einbeziehung klar 
definierter ökologischer und raum­
ordnerischer Ziele bei Entscheidun­
gen über Prämien für Flächenstille­
gungen.

(5) Verursacherprinzip im Um­
weltschutz -  auch für die Landwirt­
schaft: Ohne den Schutz staatlicher 
Preisgarantien würde in der deut­
schen Landwirtschaft zwar langfri­
stig wohl weniger intensiv und spe­
zialisiert produziert. Dennoch wür­

den damit nicht automatisch alle 
Schäden und Gefahren für die Um­
welt vermieden. Dazu bedarf es viel­
mehr ergänzender standortspezifi­
scher Auflagen und Kontrollen, im 
Falle flächendeckender Emissionen 
gegebenenfalls auch gewisser Ab­
gaben oder Steuern. Die Landwirt­
schaft wird akzeptieren müssen, 
daß dabei das Verursacherprinzip 
wie in anderen Wirtschaftsberei­
chen angewandt wird. Worauf es al­
lerdings ankommt, ist eine deutliche 
Grenzziehung zwischen Sozial­
pflichtigkeit des Eigentums und An­
spruch auf Ausgleichszahlung. Ord­
nungsgemäße Landwirtschaft, wie 
sie in einschlägigen Umweltgeset­
zen, etwa im Naturschutz- und im 
Wasserhaushaltsgesetz genannt 
ist, muß meines Erachtens so defi­
niert sein, daß von ihr konkrete 
Schädigungen der Natur und der 
Ressourcen nicht ausgehen. Hier 
sind konkrete standortspezifische 
Normen dringend erforderlich, wel­
che die ökologische Verantwortung 
der Landwirtschaft klar definieren, 
andererseits aber auch Möglichkei­
ten für die Honorierung positiver ex­
terner Effekte der Landwirtschaft 
aufzeigen mögen. Allerdings wäre 
es sicher unrealistisch, von solchen 
Zahlungen, die allenfalls lokal Be­
deutung haben können, ein neues 
Vehikel für generelle Einkommens­
transfers an die Landwirtschaft zu 
erwarten.

Insgesamt mag der hier angedeu­
tete Weg für manche Landwirte Här­
ten und Existenznot mit sich brin­
gen. Er bietet aber vielen auch neue 
Perspektiven und die Chance er­
folgreicher unternehmerischer In­
itiativen. Letztlich gibt es zu einer 
verantwortungsvollen agrarpoliti­
schen Steuerung in Richtung auf 
eine zugleich wettbewerbsfähige 
und umweltfreundliche Landwirt­
schaft in der Bundesrepublik wie in 
der Europäischen Gemeinschaft 
auf Dauer keine vernünftige Alterna­
tive.
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